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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 27. 


(Nr. 9397.) Geſetz, betreffend die Gründung neuer Anſiedelungen in der Provinz Heſſen-Naſſau. 
Vom 11. Juni 1890. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie 
für die Provinz Heſſen-Naſſau, was folgt: 


F. 1. 

Wer außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft ein Wohn⸗ 
haus errichten oder ein ſchon vorhandenes Gebäude zum Wohnhauſe einrichten 
will, bedarf einer von dem Landrath — in Stadtkreiſen von der Ortspolizei⸗ 
behörde — zu ertheilenden Anſiedelungsgenehmigung. Vor deren Aushändigung 
darf die polizeiliche Bauerlaubniß nicht ertheilt werden. 

Die Anſiedelungsgenehmigung iſt nicht erforderlich für Wohnhäuſer, welche 
in den Grenzen eines nach dem Geſetze vom 2. Juli 1875 feſtgeſtellten Be- 
bauungsplans, oder welche auf einem bereits bebauten Grundſtücke im Zufammen- 
hange mit bewohnten Gebäuden errichtet oder eingerichtet werden ſollen. 

Zu den Wohnhäuſern im Sinne dieſes Paragraphen gehören auch die aus 
Holz, Torf, Stroh, Soden oder anderen geringen Baumaterialien angefertigten 
Unterkunftsſtätten, ſofern dieſelben nicht nur vorübergehend, z. B. für die Dauer 
einer beſtimmten Arbeit zum Aufenthalte, ſondern dauernd zu einer Wohnung für 
Menſchen dienen ſollen. 25 


Die Anſiedelungsgenehmigung iſt zu verſagen, wenn nicht nachgewieſen iſt, 
daß der Platz, auf welchem die Anſiedelung gegründet werden ſoll, durch einen 
fahrbaren, jederzeit offenen Weg zugänglich, oder daß die Beſchaffung eines ſolchen 
Weges geſichert iſt. Wenn nur der letztere Nachweis erbracht werden kann, ſo 
iſt bei Ertheilung der Anſiedelungsgenehmigung für die Beſchaffung des Weges 
eine Friſt zu beſtimmen, nach deren fruchtloſem Ablaufe das polizeiliche Zwangs⸗ 
verfahren gegen den Anſiedler eintritt. Auch zur Erhaltung der ununterbrochenen 
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Zugänglichkeit der Anſiedelung iſt die Anwendung des polizeilichen Zwangsver— 
fahrens zuläſſig. 

Von der Bedingung der Zugänglichkeit durch einen fahrbaren Weg kann 
unter beſonderen Umſtänden abgeſehen werden. 

Die Anſiedelungsgenehmigung iſt ferner zu verſagen, wenn und ſo lange 
die Gemeinde-, Kirchen- und Schuloerhältniſſe der Anſiedelung nicht in einer 
dem öffentlichen Intereſſe und den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden Weiſe 
geordnet ſind. 

$. 3. 


Die Anſiedelungsgenehmigung kann verſagt werden, wenn gegen die An⸗ 
fiedelung von dem Eigenthümer, dem Nutzungs- oder Gebrauchsberechtigten oder 
dem Pächter eines benachbarten Grundſtücks, von dem Vorſtande des Gemeinde: 
(Guts) Bezirks (Magiſtrat, Gemeinderath u. ſ. w.), zu welchem das zu beſiedelnde 
Grundſtück gehört, oder von dem Vorſtande eines derjenigen Gemeinde- (Guts-) 
Bezirke, an welche daſſelbe grenzt, Einſpruch erhoben und der Einſpruch durch 
Thatſachen begründet wird, welche die Annahme rechtfertigen, daß die Anſiedelung 
das Gemeindeintereſſe oder den Schutz der Nutzungen benachbarter Grundſtücke 
aus dem Feld- oder Gartenbau, aus der Forſtwirthſchaft, der Jagd oder der 


Fiſcherei gefährden werde. 
$. 4. 


Vor der Ertheilung der Anſiedelungsgenehmigung ſind die betheiligten Ge— 
meinde- (Guts) Vorſtände ($. 3) von dem Antrage in Kenntniß zu ſetzen. Dieſe 
haben den Antrag innerhalb ihrer Gemeinden (Gutsbezirke) auf ortsübliche Art 
mit dem Bemerken bekannt zu machen, daß gegen den Antrag von den Eigen⸗ 
thümern, Nutzungs Gebrauchsberechtigten und Pächtern der benachbarten Grund⸗ 
ſtücke innerhalb einer Präkluſivfriſt von zwei Wochen bei dem Landrathe, in 
Stadtkreiſen bei der Ortspolizeibehörde, Einſpruch erhoben werden könne, wenn der 
Einſpruch ſich durch Thatſachen der im F. 3 bezeichneten Art begründen laſſe. 

Die erhobenen Einſprüche ſind von dem Landrathe, in Stadtkreiſen von 
der Ortspolizeibehörde, geeignetenfalls nach Anhörung des Antragſtellers und der- 
jenigen, welche Einſpruch erhoben haben, ſowie nach Aufnahme des Beweiſes 
zu prüfen. 

$. 5. 

Die Verſagung der Genehmigung auf Grund des F. 2 oder auf Grund 
erhobener Einſprüche ($. 3), ſowie die Zurückweiſung der gegen die Anſiedelungs— 
genehmigung erhobenen Einſprüche erfolgt durch einen Beſcheid des Landraths, 
in Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde, welcher mit Gründen zu verſehen und dem 
Antragſteller, ſowie denjenigen, welche Einſpruch erhoben haben, zu eröffnen iſt. 

Gegen den Beſcheid ſteht dem Antragſteller, ſowie denjenigen, welche Ein⸗ 
ſpruch erhoben haben, innerhalb zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren offen. 

Zuſtändig iſt der Bezirksausſchuß. 
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$. 6. 

Wer außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft eine Kolonie 
anlegen will, hat dazu die Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen 
der Ortspolizeibehörde, zu beantragen. 

Mit dem Antrage iſt ein Plan vorzulegen, in welchem, unter Beifügung 
einer Situationszeichnung, die im öffentlichen Intereſſe für die Kolonie erforder- 
lichen Anlagen nach Umfang und Art ihrer Ausführung darzulegen ſind, die 
künftige Unterhaltungspflicht für dieſe Anlagen feſtzuſtellen und endlich nachzuweiſen 
iſt, daß die nöthigen Mittel zur ordnungsmäßigen Ausführung und dauernden 
Unterhaltung derſelben vorhanden ſind. 

Soweit zur Herſtellung dieſer Anlagen die anderweite Genehmigung einer 
Staatsbehörde geſetzlich erforderlich iſt, ift gleichzeitig die Ertheilung dieſer Ge- 
nehmigung nachzuweiſen. 

8. 7. 


Hinſichtlich der Genehmigung zur Anlegung einer Kolonie finden die Be— 
ſtimmungen der $$. 2 bis 4 entſprechende Anwendung. 

Die Genehmigung iſt auch dann zu verſagen, wenn der mit dem Antrage 
vorzulegende Plan nicht den Anforderungen des F. 6 Abſatz 2 und 3 entſpricht. 
Zur Ausführung und dauernden Unterhaltung der im öffentlichen Intereſſe für 
die Kolonie erforderlichen Anlagen iſt nach ertheilter Genehmigung die Anwendung 
des polizeilichen Zwangsverfahrens zuläſſig. 

Gegen den, die Ertheilung oder Verſagung der Genehmigung betreffenden 
Beſcheid, welcher mit Gründen zu verſehen und dem Antragſteller, ſowie den— 
jenigen, welche Einſpruch erhoben haben, zu eröffnen iſt, ſteht letzteren ſowie dem 
Antragſteller 

bei Beſcheiden des Kreisausſchuſſes der Antrag auf mündliche Ver— 
handlung im Verwaltungsſtreitverfahren, 

bei Beſcheiden der Ortspolizeibehörde eines Stadtkreiſes die Klage bei 
dem Bezirksausſchuſſe 


innerhalb zwei Wochen offen. 


§. 8. 

Wer vor Ertheilung der vorgeſchriebenen Genehmigung mit einer neuen 
Anſiedelung oder der Anlegung einer Kolonie beginnt, wird mit Geldſtrafe bis 
150 Mark oder Haft beſtraft. 

Auch kann der Landrath, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde, die Weiter— 
führung der Anſiedelung oder Kolonie verhindern und die Wegſchaffung der er— 
richteten Anlagen anordnen. 

5. 9. 

Das Verfahren nach dieſem Geſetze, einſchließlich der ertheilten Genehmigungen, 

iſt ſtempelfrei. 
(Nr. 9397.) 
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$. 10. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit feiner Verkündigung in Kraft. Von 
dieſem Zeitpunkte ab ſind ſämmtliche entgegenſtehenden Beſtimmungen aufgehoben. 
Diejenigen anderweiten Beſtimmungen, welche die Errichtung von Gebäuden 
in der Nähe von Forſten, Eiſenbahnen, Chauſſeen, öffentlichen Gewäſſern, 
Strömen, Kanälen, Deichen, Bergwerken, Pulvermagazinen und anderen Anlagen 
polizeilichen Beſchränkungen unterwerfen, werden von dem gegenwärtigen Geſetz 
nicht berührt. 
$. 11. 
Die zuſtändigen Miniſter ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 11. Juni 1890. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. Frhr. Lucius v. Ballhauſen. 
v. Goßler. v. Scholz. Herrfurth. v. Schelling. v. Verdy. 
Frhr. v. Berlepſch. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


